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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

1 Dringliche Frage gemäß § 59 GO LT NRW (beantragt von Hartmut Ganzke 
[SPD] [s. Anlage 1]) 10 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

2 Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheits-
überprüfungen des Landes Nordrhein-Westfalen und den Schutz von 
Verschlusssachen (Sicherheitsüberprüfungsgesetz Nordrhein-Westfalen – 
SÜG NRW) 12 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/15476 
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Schriftliche Anhörung des Innenausschusses 

Stellungnahme 17/4732 

Stellungnahme 17/4751 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, FDP und AfD bei Enthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

3 Wie stellt die Landesregierung die Gleichberechtigung von Männern 
und Frauen im Innenministerium sicher? 13 

Vorlage 17/5884 

Schriftliche Anhörung des Innenausschusses 

Stellungnahme 17/4776 

Stellungnahme 17/4777 

Stellungnahme 17/4779 

– Aussprache 

– Wortbeiträge 

4 Den Katastrophenschutz in NRW stärken – Lehren aus der COVID-19-
Pandemie ziehen 16 

Antrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/9348 

– abschließende Beratung und Abstimmung 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
ab. 
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5 Gesetz über die Errichtung der „Stiftung Opferschutz Nordrhein-West-
falen“ 18 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 17/15877 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf an-
zunehmen. 

6 Gesetz über die Zulassung von Online-Casinospielen im Land Nord-
rhein-Westfalen (Online-Casinospiel Gesetz NRW – OCG NRW) 19 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16293 

Vorlage 17/6355 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum) 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der SPD-Fraktion bei Ent-
haltung der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der AfD, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

7 Richtlinien der Landesregierung für Härtefonds des Landes Nord-
rhein-Westfalen zur Unterstützung von Opfern des Nationalsozialismus 
aus Billigkeitsgründen (Härterichtlinien NRW) 20 

Vorlage 17/6334 

– Benehmensherstellung 

– keine Wortbeiträge 
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8 Landeskinderschutzgesetz NRW und Änderung des Kinderbildungs-
gesetzes 21 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16232 – Neudruck 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, sich an der Anhörung im feder-
führenden Ausschuss nachrichtlich zu beteiligen. 

9 Gesetz über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung 
aus Anlass der COVID-19-Pandemie für das Land Nordrhein-Westfalen 
und zur Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 22 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16322 

in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2022 
sowie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16323 

in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Alimentation von Familien sowie zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 17/16324 

– Verfahrensabsprache 

– keine Wortbeiträge 
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10 Abschluss der BAO Berg – Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs 
zum Nachteil von Kindern – Ermittlungsverfahren des Polizeipräsidiums 
Köln (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 24 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

11 Sachstand des Pilotprojektes „PeRiskoP“ (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 2]) 29 

in Verbindung mit: 

„PeRiskoP“ (Handlungs- und Prüffallkonzept zur Früherkennung von 
und zum Umgang mit Personen mit Risikopotenzial) (Bericht beantragt 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 3]) 

Vorlage 17/6324 

Vertrauliche Vorlage 17/202 

in Verbindung mit: 

Projekt „PeRiskoP“ (Handlungs- und Prüffallkonzept zur Früherkennung 
von und zum Umgang mit Personen mit Risikopotenzial) – Abschluss-
bericht (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6371 

– Wortbeiträge 

12 Stärkung der Polizeipräsenz vor Ort – Anspruch und Wirklichkeit 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 32 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6351 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 
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13 Maßnahmen gegen Rechtsextremismus (Bericht beantragt von der SPD-
Fraktion [s. Anlage 5]) 34 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6345 

– Wortbeiträge 

14 Stand der Entwicklung einer Verlaufsstatistik (Bericht beantragt von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 4]) 35 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6384 

– keine Wortbeiträge 

15 „Teilhabe, Prävention und Deradikalisierung“ – Aktueller Stand zu den 
Maßnahmen des ganzheitlichen Handlungskonzepts zur Bekämpfung 
des gewaltbereiten verfassungsfeindlichen Salafismus (Bericht beantragt 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 4]) 36 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6388 

– Wortbeiträge 

16 Gefährdungslage durch das Spektrum der Gegner*innen der Corona-
Schutzmaßnahmen (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN [s. Anlage 4]) 37 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6376 

– Wortbeiträge 
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17 Ablehnung des Versammlungsleiters einer Demonstration in Wuppertal 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 41 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6369 

Vertrauliche Vorlage 17/205 

– Wortbeiträge 

18 Nutzung von Kontaktnachverfolgungsdaten zum Zwecke der Strafverfol-
gung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 42 

Bericht 
der Landesregierung 

Vorlage 17/6370 

– Wortbeiträge 

19 Amokalarm an Gesamtschule in Bad Godesberg (Bericht beantragt von 
der AfD-Fraktion [s. Anlage 7]) 43 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

20 Roboterhunde bei der Polizei (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 7]) 45 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

21 Schüsse bei Hochzeitskorso in Dortmund (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 7]) 47 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

22 Gewalt-Exzess in der Bonner Altstadt (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 7]) 48 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 
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23 Kindesmissbrauch in Wuppertal und Wetter (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 8]) 49 

in Verbindung mit: 

Ermittlungen wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern in Wuppertal 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 9]) 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Ausschuss hält zu Beginn eine Schweigeminute zum Gedenken an sein verstorbe-
nes Mitglied Hubertus Kramer von der SPD-Fraktion sowie an die Anfang der Woche 
in Rheinland-Pfalz im Dienst getöteten Polizisten ab.  

Vorsitzender Daniel Sieveke betont, er halte es für die Pflicht der Innenpolitiker, je-
den Tag für den bestmöglichen Schutz für diejenigen zu sorgen, die die freiheitliche 
demokratische Grundordnung verteidigten. Für umso unverständlicher halte er die 
Hasskommentare im Netz. 
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1 Dringliche Frage gemäß § 59 GO LT NRW (beantragt von Hartmut Ganzke 
[SPD] [s. Anlage 1])  

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Sie haben mich um einen mündlichen Bericht zu der mutmaßlichen Vorbereitung 
eines islamistischen Anschlags durch einen 17-jährigen Jugendlichen gebeten. Wir 
haben es hier mit einem laufenden Ermittlungsverfahren zu tun. Kurz vor der Sit-
zung hat allerdings der Generalbundesanwalt eine Erklärung abgegeben; vielleicht 
können wir meinem Bericht deshalb noch zwei Sätze hinzufügen. 

Am vergangenen Samstag wurde das Polizeipräsidium in Köln auf einen akuten 
Sachverhalt in Verbindung mit einem schon bekannten 17-jährigen Jugendlichen 
aus Kerpen aufmerksam gemacht. Der Jugendliche hat ihm nahestehenden Perso-
nen Textnachrichten geschickt. Erst hat er geschrieben, er werde von Islamisten in 
Hannover festgehalten. In einer weiteren Nachricht hieß es dann, er sei jetzt mit 
diesen Islamisten am Hauptbahnhof in Hannover und setze sich in einen Zug nach 
Köln. In einer Textnachricht gab es weitere besorgniserregende Inhalte. In einem 
solchen Fall muss natürlich alles sehr schnell gehen: Ist da etwas dran? Muss ein-
gegriffen werden? – Entscheidend für die Gefährdungsbeurteilung waren ein paar 
Vorinformationen:  

Erstens. Der Jugendliche war in der Vergangenheit bereits mehrfach allgemein-kri-
minalpolizeilich in Erscheinung getreten, zum Beispiel wegen Körperverletzung. 

Zweitens. Es gab Erkenntnisse, dass er sich – seit etwa Anfang 2020 – zunehmend 
islamistisch radikalisiert und von seinem üblichen sozialen Umfeld isoliert hat. 

Sie sehen also: Unsere Polizei hatte den Jugendlichen schon auf dem Schirm; unter 
anderem lagen mehrere sogenannte Prüffälle aus dem Bereich „Islamistischer Ter-
rorismus“ vor. Die Entscheidung der Polizei lautete deshalb: Zugriff. – In Zusam-
menarbeit mit der Polizei Niedersachsen wurde er dann noch am Hauptbahnhof in 
Hannover von Bundespolizisten festgenommen und durchsucht. Gefährliche Ge-
genstände wurden bei ihm zwar nicht aufgefunden, aber es konnte nicht ausge-
schlossen werden, dass er vielleicht schon etwas im Zug nach Köln platziert hatte. 
Deswegen wurde der ICE in Wunstorf gestoppt und durch die Bundespolizei durch-
sucht. Ergebnis zum Glück: nichts gefunden. 

Durch die Zentralstelle Terrorismusverfolgung der Justiz NRW wurde in der Folge 
ein Strafverfahren nach § 89a StGB – Vorbereitung einer schweren staatsgefähr-
denden Gewalttat – eingeleitet. Der Jugendliche wurde zur Gefahrenabwehr noch 
am gleichen Tag ins Langzeitgewahrsam in Köln gebracht; er gilt als Beschuldigter. 
Parallel dazu laufen aktuell weitere Ermittlungen des Staatsschutzes in Köln und 
des LKA NRW, natürlich im Austausch mit der Polizei Niedersachsen und dem 
Bund.  

In der Ermittlungsgruppe arbeiten seit dem Wochenende und bis zur Stunde 16 Po-
lizeibeamtinnen und -beamte mit Hochdruck an dem Sachverhalt. Erste Ermittlungs-
ergebnisse führten gestern Abend dazu, dass der Jugendliche dem Amtsgericht 
Kerpen vorgeführt wurde. Das Amtsgericht hat einen Untersuchungshaftbefehl 
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erlassen; deswegen befindet sich der beschuldigte Jugendliche aktuell in einer JVA. 
Die Ermittlungen laufen weiter. Abschließend besteht nach einvernehmlicher Be-
wertung zum derzeitigen Zeitpunkt keine konkrete Gefahr.  

Sie sehen: Auch, wenn das Thema Islamismus aktuell nicht jeden Tag in den 
Schlagzeilen ist, sind und bleiben Polizei und Sicherheitsbehörden wachsam. Das 
müssen sie auch, weil die Gefahr immer vorhanden ist. Wir greifen wie im vorlie-
genden Fall ein, wenn es nötig wird. Deshalb gilt mein Dank allen daran beteiligten 
Beamten: Das war klug, das war richtig. Dass nichts passiert ist, ist prima, aber es 
war trotzdem richtig einzugreifen. 

LKD Martin Wentorf (IM) ergänzt: 

Die Zentralstelle Terrorismusverfolgung in Nordrhein-Westfalen bei der General-
staatsanwaltschaft Düsseldorf ist für den Fall zuständig. Beim Vorwurf handelt es 
sich um § 89a StGB. Dem Jugendlichen wird vorgeworfen, einen islamistisch moti-
vierten Anschlag vorbereitet zu haben. Hierzu sollen ihm durch andere Fertigkeiten 
zur Begehung eines solchen Anschlags vermittelt worden sein. Zudem will er sich 
Gegenstände zum Bau einer Sprengvorrichtung verschafft oder solche hergestellt 
haben. 

Bislang haben wir keine konkreten gefährlichen Gegenstände, Waffen oder Spreng-
stoff bei ihm oder in den durchsuchten Objekten gefunden. Der Tatverdacht konnte 
auch aufgrund von selbstbelastenden Angaben des Beschuldigten so weit verdich-
tet werden, dass derzeit der dringende Tatverdacht besteht, der gestern Abend zum 
Erlass eines Untersuchungshaftbefehls geführt hat. 

Sven Wolf (SPD) schließt sich im Namen seiner Fraktion dem Dank des Ministers an. 
Im SPIEGEL lese man vom Tatverdächtigen Y. und einer weiteren Person B., die Kon-
takt zu einer Hildesheimer Moschee unterhalten hätten, die viele noch in trauriger Er-
innerung in Zusammenhang mit Anis Amri behielten. In Nordrhein-Westfalen gebe es 
ein gutes Aussteigerprogramm für Islamisten, um sie frühzeitig anzusprechen und ihrer 
Radikalisierung entgegenzuwirken. Er möchte wissen, ob der Tatverdächtige Y. an 
diesem Programm teilgenommen habe.  

Minister Herbert Reul (IM) teilt mit, der Tatverdächtige habe nicht am Programm teil-
genommen, und räumt ein, auch wenn die Informationen in der Zeitung stünden, dürfe 
er gleichwohl nicht darüber berichten. 

Gregor Golland (CDU) fragt nach der Beteiligung ausländischer Netzwerke, die ver-
sucht hätten, den Jugendlichen zu indoktrinieren und zu lenken. 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet von der generellen Beobachtung, dass in solchen 
Fällen aus der Ferne gezielt unsichere junge Leute mit einer gewissen Affinität und 
Anfälligkeit angeworben würden. Im vorliegenden Fall gebe es durchaus ähnliche Hin-
weise.  
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2 Gesetz über die Voraussetzungen und das Verfahren von Sicherheitsüber-
prüfungen des Landes Nordrhein-Westfalen und den Schutz von Verschluss-
sachen (Sicherheitsüberprüfungsgesetz Nordrhein-Westfalen – SÜG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/15476 

Schriftliche Anhörung des Innenausschusses 
Stellungnahme 17/4732 
Stellungnahme 17/4751 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Der Gesetzentwurf wurde am 03.11.2021 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Innenausschuss – federführend –, an den 
Haushalts- und Finanzausschuss sowie an den Unterausschuss 
Personal des Haushalts- und Finanzausschusses überwiesen.) 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, FDP und AfD bei Enthaltung der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf anzunehmen. 
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3 Wie stellt die Landesregierung die Gleichberechtigung von Männern und 
Frauen im Innenministerium sicher? 

Vorlage 17/5884 

Schriftliche Anhörung des Innenausschusses 
Stellungnahme 17/4776 
Stellungnahme 17/4777 
Stellungnahme 17/4779 

– Aussprache  

Sven Wolf (SPD) fragt nach Überlegungen im Ministerium zur Verbesserung der Si-
tuation bei Referatsleitungen sowie nach der Verbesserung des öffentlichen Dienstes, 
um Familie und Beruf in Einklang zu bringen. 

Verena Schäffer (GRÜNE) bezeichnet die Zahlen auf Ebene der Abteilungsleitungen 
im Innenministerium als vorbildlich; allerdings betrage der Frauenanteil bei den Grup-
penleitungen nur 16 %. Die vom Ministerium angeführten Instrumente ergäben sich 
bereits aus dem Landesgleichstellungsgesetz, sodass sie wissen wolle, welche dar-
über hinausgehenden Maßnahmen es ergreifen wolle, um die Gleichstellung im eige-
nen Haus zu erreichen. Auch interessiere sie der Frauenanteil an den Führungsposi-
tionen in der Polizei. 

Schwarz-Gelb habe 2017 § 19 Abs. 6 des Landesbeamtengesetzes gestrichen; der 
damals versprochene Ersatz für die Frauenförderung stehe aber immer noch aus. Sie 
fragt nach vorbereitender Arbeit der Landesregierung, um darauf wenigstens in der 
nächsten Legislaturperiode aufbauen zu können. Für die Steigerung der Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes spiele auch die Gleichstellung eine Rolle; indem die Landes-
regierung sie bei den Gesetzesvorhaben außer Acht lasse, vertue sie eine Chance. 

Markus Wagner (AfD) spricht Probleme einer Quotierung mit Blick auf das Prinzip der 
Bestenauslese an und gibt zu bedenken, das Grundgesetz verlange nicht Gleichstel-
lung, sondern Gleichberechtigung. 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, schon seinerzeit habe er darauf hingewiesen, 
ihn interessiere vor allem die Veränderung der Wirklichkeit, und unterstreicht, von den 
insgesamt 42 Referatsleitungen würden 19 durch eine Frau bekleidet, mithin 45 %, 
sowie alle sechs derzeit besetzten Abteilungsleitungen im Gegensatz zu einer einzigen 
unter Rot-Grün. Stellen könnten nur neu besetzt werden, wenn sie frei würden, und 
zwar nach dem Prinzip der Bestenauslese.  

Insgesamt bestehe im öffentlichen Dienst ganz klar ein Nachholbedarf, Frauen in sol-
che Positionen zu bringen. In allen Bereichen brauche es deutlich mehr Unterstützung 
und Förderung von Frauen, um sie für eine Leitungsposition aufzubauen. Mit Blick auf 
den enormen Überhang von Juristinnen gegenüber sehr wenigen Juristen bei den 
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Neueinstellungen müsse man die weitere Entwicklung genau beobachten, wenn er 
etwa an die Situation an den Grundschulen in früheren Zeiten zurückdenke. 

Verena Schäffer (GRÜNE) wendet gegen Markus Wagner ein, die Gleichstellung von 
Frauen und Männern habe Verfassungsrang, für die die Landesregierung aber nichts 
tue, was auch die Gewerkschaften und andere Verbände kritisierten. 

Markus Wagner (AfD) widerspricht, Gleichstellung genieße keinen Verfassungsrang, 
sondern Gleichberechtigung. Vielmehr müsse man an Art. 33 Abs. 2 des Grundgeset-
zes denken, der selbstverständlich auch für Frauen gelte. 

Minister Herbert Reul (IM) räumt ein, es gebe zwar kein gesetzliches, wohl aber ein 
Umsetzungsproblem. Bislang habe die Landesregierung kein Vorhaben in Gang ge-
setzt, was Verena Schäffer berechtigterweise kritisiere. Er wiederholt seinen Hinweis 
auf die faktische Veränderung in seinem Haus und betont, im Gegensatz zu früher 
würden vier von fünf Bezirksregierungen durch Frauen geführt. 

Gregor Golland (CDU) bezeichnet § 19 Abs. 6 mit Blick auf die Einschätzung führen-
der Verfassungsrechtler als verfassungswidrig, weil damit der verfassungsrechtliche 
Grundsatz der Gleichberechtigung von Männern und Frauen verletzt werde. Selbst-
verständlich würden gut geeignete Frauen für Positionen verwendet, anstatt ideolo-
gisch wie die Grünen vorzugehen. Weiteren Handlungsbedarf in der Sache erkenne 
er nicht. 

Verena Schäffer (GRÜNE) moniert, es werde das Prinzip der Bestenauslese ange-
führt, und trotzdem kämen fast nur Männer in Führungspositionen. Zwar sei Minister 
Reul aktiv geworden, aber es brauche doch ein gesetzlich verankertes strukturelles 
Vorgehen der gesamten Landesregierung. Ihr Versprechen, für § 19 Abs. 6 ein ande-
res Instrument zu schaffen, habe die Landesregierung nicht gehalten. 

Sven Wolf (SPD) wirft Gregor Golland ein Rollenbild der 50er-Jahre vor. Überall im 
öffentlichen Dienst müsse man jungen Menschen unabhängig von ihrem Geschlecht 
die Möglichkeit geben, sich mit Blick auf Führungspositionen zu bewähren. Er halte es 
für problematisch, dass Teilzeit bei einem Aufstieg nicht wie Vollzeit gewertet werde, 
und bedauert, dass es der Minister bei den Fortschritten in seinem Haus belassen 
wolle.  

Gregor Golland (CDU) wirft Sven Wolf vor, vom rot-grünen Versagen ablenken zu 
wollen, ein verfassungswidriges Gesetz erlassen zu haben. Mit dieser rein ideologisch 
motivierten Politik wolle die SPD politische Geländegewinne erzielen. Man dürfe nie-
manden bevorzugen oder benachteiligen, sondern alle jungen Männer und Frauen 
müssten die gleichen Chancen haben. Die vom Minister erwähnten zahlreichen jungen 
Juristinnen würden zwangsläufig zu einer stärkeren Repräsentation von Frauen in 
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Führungspositionen führen. Dabei könnten nur frei werdende Stellen besetzt werden, 
wobei mit Sicherheit darauf geachtet werde, dass Frauen keine Nachteile erlitten. 

Minister Herbert Reul (IM) unterstreicht rechtliche Bedenken gegen § 19 Abs. 6 und 
räumt ein, es sei gar nicht so einfach, an seine Stelle etwas Neues zu setzen; habe 
sich das Gesetz doch etwa nur auf Beamte bezogen, wobei es eine größere Strategie 
brauche. Er betont gegenüber Sven Wolf, mit dem Status quo sei er nicht zufrieden, 
denn es bleibe noch einiges zu tun. Seiner Natur entsprechend kümmere er sich zu-
nächst praktisch um seinen eigenen Verantwortungsbereich. Er halte es für ein 
schnellwirkendes Mittel, die Wirklichkeit im Sinne der Frauen zu verändern, womit sich 
die Frage nach der weitergehenden Strategie aber noch lange nicht erledige; dies 
stehe tatsächlich noch aus. 
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4 Den Katastrophenschutz in NRW stärken – Lehren aus der COVID-19-Pan-
demie ziehen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/9348 

– abschließende Beratung und Abstimmung  

(Der Antrag wurde nach Beratung am 29.05.2020 einstimmig an 
den Innenausschuss – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales überwiesen; die abschlie-
ßende Beratung und Abstimmung sollen im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen.) 

Verena Schäffer (GRÜNE) betont, ihrer Fraktion gehe es darum, den Katastrophen-
schutz weiterzuentwickeln, weshalb sie dem Antrag der Regierungsfraktionen zuge-
stimmt habe, der aber nicht weit genug gehe und viele Lehren aus der Hochwasser-
katastrophe sowie der Coronapandemie unberücksichtigt lasse. Sodann stellt sie den 
Antrag ihrer Fraktion noch einmal kurz vor. Die Weiterentwicklung des Katastrophen-
schutzes mache eine große Aufgabe der nächsten Legislaturperiode aus. 

Dr. Werner Pfeil (FDP) wendet ein, der verabschiedete Antrag der Koalitionsfraktio-
nen gehe weiter als der grüne. Spätestens in der nächsten Legislaturperiode müsse 
das BHKG teilweise überarbeitet werden, das Katastrophen über Kreisgrenzen, Lan-
desgrenzen oder die Bundesgrenzen hinweg nicht in den Blick nehme. Mit den erfor-
derlichen Aufgaben dürfe man die Kreise aber nicht alleine lassen; vielmehr bedürfe 
es großflächiger weiterer Planung in Form von Szenarien und Katastrophenschutzbe-
darfsplänen, worüber man in der Vergangenheit schon mehrfach diskutiert habe, wenn 
er etwa an den Antrag der Koalition aus dem Jahr 2019 zur grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit im Rahmen des Katastrophenschutzes denke, denn wenn der inner-
staatliche Katastrophenschutz nicht funktioniere, könne man sich auch nicht europa-
weit abstimmen. 

Auch zur Waldbrandgefahr und zu Vegetationsbränden hätten die Koalitionsfraktionen 
einen Antrag gestellt. Im Juli habe es sich um ein Extremwetterereignis gehandelt, mit 
dem die bisherigen Modelle und Erfahrungen nicht übereinstimmten. Daraus ergebe 
sich weiterer Handlungsbedarf, der wie auch die Ergebnisse des PUA in den zukünfti-
gen Katastrophenschutz einfließen müsse. Dabei gehe es um eine Vielzahl von Sze-
narien, die in NRW und in Europa täglich eintreten könnten. Als eine Lehre aus der 
Flutkatastrophe zieht er die Erkenntnis, dass ein Echtzeitlagebild fehle. Er resümiert, 
in der nächsten Legislaturperiode werde man dieses Thema wieder aufgreifen müssen. 

Thomas Schnelle (CDU) schließt sich Dr. Werner Pfeil an. Wenn sich der Begriff „Ka-
tastrophenschutzbedarfspläne“ auch nicht im Antrag der Koalition finde, seien sie mit 
dem angesprochenen Änderungsbedarf beim BHKG durchaus gemeint. Das BBK 
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müsse gestärkt werden. Auch mit den Ergebnissen des PUA werde man sich in der 
nächsten Legislaturperiode intensiv auseinandersetzen und wie auch in der Vergan-
genheit vermutlich mit großer Mehrheit zu einem Ergebnis kommen. 

Markus Wagner (AfD) schließt sich ebenfalls Dr. Werner Pfeil an. Brandschutz, Hilfe-
leistung und Katastrophenschutz müssten sich ständig weiterentwickeln. Die Akteure 
seien bereits vernetzt und brauchten dafür keine politische Entscheidung. Als größtes 
Hindernis des Antrags bezeichnet er die Zentralkompetenz für das BBK, das auch der 
Verband der Feuerwehren nicht für zielführend halte. 

Sven Wolf (SPD) betont ebenfalls, der nordrhein-westfälische Katastrophenschutz 
müsse weiterentwickelt werden, wie man an der Pandemie und dem tragischen Hoch-
wasser erkenne. Hilfsorganisationen und Feuerwehren mahnten immer wieder ausrei-
chende technische und personelle Ressourcen an. Dazu gehöre auch eine einheitliche 
Software in den Feuerwehrleitstellen, um Ressourcen miteinander zu verknüpfen; er 
erinnert an den entsprechenden Haushaltsantrag seiner Fraktion. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Fraktio-
nen von CDU, FDP und AfD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
ab. 
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5 Gesetz über die Errichtung der „Stiftung Opferschutz Nordrhein-Westfalen“ 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der FDP und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 17/15877 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum)  

(Der Gesetzentwurf wurde nach der ersten Lesung am 16.12.2021 
einstimmig an den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
federführend –, an den Innenausschuss sowie an den Rechts-
ausschuss überwiesen.) 

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig, den Gesetzentwurf an-
zunehmen. 
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6 Gesetz über die Zulassung von Online-Casinospielen im Land Nordrhein-
Westfalen (Online-Casinospiel Gesetz NRW – OCG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16293 

Vorlage 17/6355 

– abschließende Beratung und Abstimmung (Votum)  

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Hauptausschuss – federführend –, an den 
Haushalts- und Finanzausschuss sowie an den Innenausschuss 
überwiesen.) 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der SPD-Fraktion bei Ent-
haltung der Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der AfD, den Gesetzentwurf anzunehmen. 
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7 Richtlinien der Landesregierung für Härtefonds des Landes Nordrhein-
Westfalen zur Unterstützung von Opfern des Nationalsozialismus aus Bil-
ligkeitsgründen (Härterichtlinien NRW) 

Vorlage 17/6334 

– Benehmensherstellung  

Vorsitzender Daniel Sieveke stellt die Benehmensherstellung fest. 
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8 Landeskinderschutzgesetz NRW und Änderung des Kinderbildungsgeset-
zes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16232 – Neudruck  

(Der Gesetzentwurf wurde nach der ersten Lesung am 26.01.2022 
einstimmig an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend – 
federführend –, an die Kommission zur Wahrnehmung der Be-
lange der Kinder, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen, an den Haushalts- und Finanzausschuss 
sowie an den Innenausschuss überwiesen.) 

Der Ausschuss kommt überein, sich an der Anhörung im feder-
führenden Ausschuss nachrichtlich zu beteiligen. 
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9 Gesetz über die Gewährung einer einmaligen Corona-Sonderzahlung aus 
Anlass der COVID-19-Pandemie für das Land Nordrhein-Westfalen und zur 
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16322 

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen sowie an den Innenausschuss überwiesen.) 

in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 2022 sowie zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im Land Nordrhein-West-
falen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16323 

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen sowie an den Innenausschuss überwiesen.) 

in Verbindung mit: 

Gesetz zur Anpassung der Alimentation von Familien sowie zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 17/16324 

– Verfahrensabsprache 

(Der Gesetzentwurf wurde am 26.01.2022 nach der ersten Lesung 
einstimmig an den Haushalts- und Finanzausschuss – federfüh-
rend –, an den Unterausschuss Personal des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses, an den Ausschuss für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen sowie an den Innenausschuss überwiesen.) 

– keine Wortbeiträge 
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10 Abschluss der BAO Berg – Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs zum 
Nachteil von Kindern – Ermittlungsverfahren des Polizeipräsidiums Köln 
(Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Wie Sie sicher alle wissen, ist im letzten Monat die Besondere Aufbauorganisation, 
die bundesweit bekannt gewordene BAO Berg des Polizeipräsidiums Köln, beendet 
worden. Ich habe darum gebeten, diesen Tagesordnungspunkt heute für unsere 
Sitzung aufzunehmen, weil es mir in diesem Zusammenhang wichtig ist, Sie auch 
noch einmal persönlich über die Erfolge, aber auch über die Belastungen und Her-
ausforderungen der Ermittlerinnen und Ermittler zu informieren. 

Ich will Ihnen verdeutlichen, was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem wohl 
bundesweit einzigartigen Ermittlungsverfahren geleistet haben. Ich hatte selbst die 
Chance, mich am Tag vor Beendigung der BAO in einer Schalte bei allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern zu bedanken; das ist schon ein Riesending, das ist wirklich 
beeindruckend. Ich möchte auch hier allen Beteiligten ausdrücklich danken; das wa-
ren mehrere Hundert. Ich bin mir sicher, das ist auch in Ihrem Sinne. Die Belastun-
gen gingen manchmal über die Grenzen dessen hinaus, was man verkraften kann. 
Wir alle schulden diesen Frauen und Männern unseren Dank, unsere Hochachtung 
und unseren Respekt.  

Ich habe mich am 11. Januar auch persönlich bei den Mitgliedern der BAO Berg 
bedankt. Diese Veranstaltung hat mich nachhaltig beeindruckt und mir noch einmal 
vor Augen geführt, wie viel Motivation, Leistungsbereitschaft und Innovationskraft in 
dieser BAO gesteckt hat, aber vor allem, wie unermüdlich der Wille – trotz aller Er-
schwernisse und Belastungen – bei jedem und bei jeder Einzelnen gewesen sein 
muss, um die Schwächsten unserer Gesellschaft aus ihren entsetzlichen Martyrien 
zu befreien. Wir reden hier von Jugendlichen, von Kindern, von Kleinkindern und 
von deren Rettung in allerhöchster Not. 

Die BAO Berg hat sowohl landes- als auch bundesweit Maßstäbe gesetzt. Sie hat 
die Polizei nachhaltig verändert; vielleicht haben wir durch diese Ermittlungen auch 
die Gesellschaft ein bisschen verändert. Sexueller Missbrauch von Kindern ist durch 
diese Arbeit und diese Ergebnisse viel stärker in der Öffentlichkeit präsent. Die Ar-
beit hat – so glaube ich – die Öffentlichkeit sehr sensibilisiert, sodass das Thema 
vielleicht weniger tabuisiert oder totgeschwiegen wird. 

Jeder, der die Arbeit der BAO nur ein bisschen verfolgt hat, muss nun wissen: Das 
ist eben kein Randthema, sondern ein durch alle gesellschaftlichen Schichten ver-
breitetes Massenphänomen. Sexuelle Gewalt an Kindern ist ein furchtbares und all-
tägliches Verbrechen, das mitten unter uns stattfindet. Polizeilich und staatsanwalt-
schaftlich wurde hier in vielerlei Hinsicht Neuland betreten. Der Grundstein dafür 
wurde mit der Einrichtung einer zentralen Ermittlungskoordination bereits am An-
fang der BAO gelegt. Zusammen mit der Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime 
Nordrhein-Westfalen der Staatsanwaltschaft Köln wurden frühzeitig einheitliche 
Standards abgestimmt und eingeführt wie etwa der Einsatz von Datenträgerspür-
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hunden bei allen Durchsuchungen, die einheitliche Aktenführung und die Anwen-
dung derselben Software zur Datensicherung und -auswertung, um nur einige we-
nige Aspekte zu nennen.  

Diese Aspekte aber waren im Endeffekt ausschlaggebend für den besonderen Er-
folg. Sie wissen, dass ich aus ermittlungstaktischen Gründen nicht weiter ins Detail 
gehen kann, da noch nicht alle Ermittlungen abgeschlossen sind und auch noch 
gerichtliche Verfahren folgen können. Bei allem, was wichtig war, bei allen polizeili-
chen Maßnahmen, die wesentlich waren, haben wir aber einen einheitlichen quali-
tativ hochwertigen Standard erreicht – ob das Durchsuchungen waren, die Auf-
nahme der Tatorte, die Betreuung von Opfern und Angehörigen, die Sicherung der 
Daten und deren Auswertung oder die gesamte Führung der Ermittlungen.  

Da war auch handwerklich absolut topp, und das Ergebnis spricht für sich: Durch 
die akribische und professionelle Ermittlungsarbeit – und dazu gehörte zum Beispiel 
auch die Auswertung abscheulicher Fotos, perverser Chats und Videos mit kaum 
vorstellbaren Inhalten – konnten am Ende 65 Opfer identifiziert und vor weiterem 
aktiven Missbrauch bewahrt werden. Dazu mussten über 4.700 IT-Asservate – also 
Computer, Handys und Speichersticks – gesichert, aufbereitet und ausgewertet 
werden.  

Am Ende konnten insgesamt 439 Tatverdächtige identifiziert und 27 davon festge-
nommen werden, davon alleine 13 Festnahmen in NRW. Die Täter wurden zu ho-
hen Haftstrafen von zehn Jahren, elf Jahren bis hin zu 14 Jahren teilweise mit an-
schließender Sicherungsverwahrung verurteilt. Diese Erfolge waren natürlich nur 
durch die gute Zusammenarbeit mit der ZAC NRW möglich.  

Am wichtigsten aber – und das möchte ich betonen – sind die Kinder: Um sie geht 
es, um ihr Leid und ihre Qualen, um die Folgen ihrer Traumata. Sie und nicht die 
Täter stehen im Mittelpunkt der Betrachtung; deshalb kommt dem Opferschutz eine 
überragende Bedeutung zu. Ich hoffe von ganzem Herzen, dass die Kinder es 
schaffen, das Erlebte zu verarbeiten – ich habe so viele junge Erwachsene kennen-
gelernt, die das nicht geschafft haben –, damit sie irgendwann wieder Vertrauen 
fassen, Glück empfinden und Mut finden können. 

Ich möchte an dieser Stelle aber auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht 
vergessen. Die Auswertung der Bilder, die Anhörungen der Opfer und die Verneh-
mungen der Täter, die Abgründe und Gräuel waren kaum zu ertragen. Das schütteln 
Sie nicht einfach ab, wenn Sie nach Hause gehen. Wenn Sie so eine Arbeit machen, 
riskieren Sie Ihr eigenes Glücksempfinden. Sie beschäftigen sich acht, neun oder 
auch zehn Stunden mit solchen Sachen, kommen dann nach Hause – und nehmen 
nicht einfach so Ihre Kinder in den Arm. Genau deshalb war es mir ein persönliches 
Anliegen, mich am 11. Januar zu bedanken, mit allen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern zu sprechen und auch zuzuhören. 

Damit hier kein falscher Eindruck entsteht: Auch wenn die BAO Berg jetzt beendet 
ist, enden Missbrauch und Kinderpornografie nicht. Für die Polizei enden auch nicht 
die Jagd auf die Täter und der Schutz der Opfer – für mich übrigens auch nicht. Es 
ist völlig klar: Keiner dieser Leute darf sich in Nordrhein-Westfalen mehr sicher fühlen. 
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Nach dem Abschluss der BAO Berg sind wir schon auf einen neuen Vorgang ge-
stoßen, der möglicherweise auch wieder eine große Ausweitung erfahren wird.  

Es erschreckt mich jedes Mal wieder, wenn in der Zeitung die Statistik zu lesen ist, 
wie viele Fälle es bei uns in Nordrhein-Westfalen gibt. Ich weiß aber, dass das alles 
gute Ergebnisse sind, die viele Kinder retten. Vielleicht erleben wir es bald, dass der 
Druck und die Ergebnisse so groß sind, dass sich immer weniger trauen, überhaupt 
so tätig zu werden; die Berge sind aber unendlich. 

Ich wollte Ihnen das vortragen, denn wir haben uns damals gemeinsam die eine 
oder andere Unterlage, den einen oder anderen Film sowie das eine oder andere 
Video angeschaut; das hat Sie auch alle so bedrückt. Das hat sich gelohnt, weil wir 
ein Stück vorangekommen sind. Wir haben auch außerhalb richtig Wirkung erreicht; 
es ist ein Schneeball ins Rollen gekommen. 

Sven Wolf (SPD) dankt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der BAO Berg und re-
sümiert, die vielen Ressourcen seien in der BAO Berg sehr gut eingesetzt worden. Er 
fragt nach der technischen Entwicklung, um die Daten mithilfe von künstlicher Intelli-
genz zu bewerten, und nach der Betreuung der Beamtinnen und Beamten der 
BAO Berg.  

Minister Herbert Reul (IM) hebt die besondere Bedeutung der Polizeiseelsorger her-
vor, ohne die es trotz Supervision und Betreuung keinesfalls funktioniert hätte. Dieser 
Schatz dürfe nicht verloren gehen, weil sich auch die Kirchen in einer schwierigen fi-
nanziellen Situation befänden. Einzelne Polizeiseelsorger, an die er denke, seien 
schlichtweg der Hammer gewesen. Auch die Führungskräfte hätten gespürt, wann sie 
jemanden hätten abziehen müssen, damit niemand unter die Räder gerate. 

Er stimmt Sven Wolf zu, dem Massenphänomen im Netz könne man nur mithilfe von 
künstlicher Intelligenz begegnen. Dabei stoße man schnell an vor allem rechtliche 
Grenzen, wie die Debatte zu Palantir zeige, die man wahrscheinlich noch häufiger 
werde führen müssen. Er wünsche sich, die politischen Gräben bei dieser Frage zu 
überwinden und rein praktisch darüber nachzudenken, was es brauche, um mit diesem 
Phänomen umzugehen.  

Über NCMEC erhielten alle Landesbehörden unzählige weitere Hinweise, sodass die 
Datenberge weiter aufwüchsen, von denen sich auch seine Länderkollegen fragten, 
wie sie sie bewältigen sollten. Dabei sei es eine Sache, darüber politisch nachzuden-
ken, aber die Ermittlerinnen und Ermittler müssten jeden Tag ganz konkret entschei-
den, womit sie beginnen sollten und was sie liegen ließen. Dabei bestehe immer die 
Gefahr, etwas zu übersehen. 

Vorsitzender Daniel Sieveke bezeichnet es als wichtig, die Berge an Information zu 
bekommen, denn das Phänomen verschwinde nicht. 

Verena Schäffer (GRÜNE) zeigt sich schon mit Blick auf die Organisation von 
360 Personen in der Spitze nebst der Sachbearbeitung enorm beeindruckt und dankt 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 27 - APr 17/1720 

Innenausschuss 03.02.2022 
98. Sitzung (öffentlich)  
 
 

 

allen Beteiligten für ihr Engagement und Herzblut. Bei der Bekämpfung des Kindes-
missbrauchs sei in dieser Legislaturperiode politisch gemeinsam viel erreicht worden. 
Auch bei der Polizei habe sich sehr vieles getan, was sie anerkenne. Dass nun auch 
mit dem Kinderschutzgesetz nachgezogen werde, halte sie für sehr wichtig. Der PUA 
leiste eine wichtige Arbeit und sorge ebenfalls für eine erhöhte Aufmerksamkeit und 
die stärkere Sensibilisierung. Selbstverständlich müsse die Arbeit fortgesetzt werden, 
denn das Thema habe sich überhaupt nicht erledigt. Die NCMEC-Daten schlügen zu-
nächst beim BKA auf, das für ihre Weiterverteilung ein Nadelöhr darstelle; so werde 
seine Hashwertedatenbank etwa nur alle sechs Monate aktualisiert. 

Minister Herbert Reul (IM) erläutert, die NCMEC-Daten würden inzwischen sofort an 
die Länder weitergeleitet, die sich nun komplett selbst darum kümmern müssten. Die 
Aktualisierung der Hashwertedatenbank funktioniere noch nicht zufriedenstellend. 
NRW habe sogar eine eigene erstellt, weil man sie selbst in der Hand habe. Die von 
der Bundesregierung angestrebte Verbesserung halte er für sehr hilfreich. 

Marc Lürbke (FDP) dankt allen an der BAO Berg Beteiligten, die 65 Kinder gerettet 
habe, und hofft, inzwischen hätten alle die veranlasste Zulage erhalten. Er zeigt sich 
froh über die in Nordrhein-Westfalen veränderten Rahmenbedingungen, die es dem 
Rechtsstaat ermöglichten, die Täter zu verfolgen, und betont, es handele sich um ein 
Massenphänomen, denn Missbrauch geschehe jeden Tag. Sein Dank gelte all denen, 
die sich in Nordrhein-Westfalen täglich engagierten. Auch die Novelle des Kinder-
schutzgesetzes zeige, dass Nordrhein-Westfalen das Thema an allen Ecken und En-
den anpacke. Nicht nur über die Daten von NCMEC, sondern bei jeder Durchsuchung 
kämen unzählige Datenmengen hinzu, die teilweise zunächst entschlüsselt werden 
müssten, sodass ihn interessiere, ob dafür auch Externe eingesetzt würden. 

Thomas Schnelle (CDU) dankt den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Polizei so-
wie all denen, die sich täglich mit der Thematik beschäftigten. Er greift die vom Minister 
artikulierte Sorge der Beschäftigten auf, bei der Datenmenge etwas zu übersehen. Die 
Politik müsse alles Notwendige unternehmen, um dies möglichst auszuschließen. 
Nach seiner eigenen 20-jährigen beruflichen Tätigkeit in diesem Bereich müsse er ein-
räumen, einen solchen polizeilichen Quantensprung in diesem Deliktsbereich nicht für 
möglich gehalten zu haben. In früheren Zeiten hätte die Polizei versucht, ohne über-
geordnete BAO in den einzelnen Behörden zurechtzukommen. Hier sei hingegen mas-
siv personell und technisch aufgerüstet worden, und es gebe entscheidende Verbes-
serungen an der Verfahrensorganisation. Zwischenzeitlich richteten sich die anderen 
Bundesländer an Nordrhein-Westfalen aus. 

Markus Wagner (AfD) dankt den Ermittlern, die täglich enormen Belastungen ausge-
setzt würden. Nach den Ereignissen in Lügde gehe man den Dingen nun auf den 
Grund, erhöhe den Druck auf die Täter enorm und stelle das Kindeswohl und die Ret-
tung der Opfer in den Vordergrund. Er lobt, die Arbeit im PUA finde ohne parteipoliti-
sche Grenzen statt, dessen Erkenntnisse zu Schlampereien und Nichtbeachtung nun 
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in die Arbeit der Behörden einflössen, wobei noch ein sehr langer Weg zu beschreiten 
bleibe, wenn er denn überhaupt jemals enden werde. 

LdsKD Johannes Hermanns (IM) erläutert Marc Lürbke, für die Entschlüsselung 
setze man in allen Kreispolizeibehörden Entschlüsselungssoftware ein. Die 16 Krimi-
nalhauptstellen verwendeten darüber hinaus noch speziellere und teurere Produkte. 
An der Spitze stehe das LKA mit sehr hochwertiger und sehr teurer Software. Trotz-
dem stoße man bisweilen an Grenzen oder komme mit kriminalistischem Geschick 
weiter, indem man die Schlüssel durch Ermittlung der Lebensumstände erkenne. 

Daniel Sieveke (CDU) stellt fest, bei keinem Thema seien die Mitglieder des Innen-
ausschusses über die parteipolitischen Grenzen hinweg auch außerhalb seiner Sit-
zungen so stark miteinander ins Gespräch gekommen. Auch dem PUA gehe es um 
die Sache und die Aufklärung. 

Gregor Golland (CDU) möchte wissen, ob auch die Verstärkung der Rechenleistung 
wie etwa perspektivisch durch den Quantencomputer in Jülich helfen werde, indem 
man damit einfach eine enorme Zahl an Passwörtern ausprobiere. 

LdsKD Johannes Hermanns (IM) stimmt zu, es gehe stets auch um die Erhöhung 
der Rechnerleistung, worum sich Experten im LKA kümmerten. 
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11 Sachstand des Pilotprojektes „PeRiskoP“ (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 2]) 

in Verbindung mit: 

„PeRiskoP“ (Handlungs- und Prüffallkonzept zur Früherkennung von und 
zum Umgang mit Personen mit Risikopotenzial) (Bericht beantragt von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 3]) 

Vorlage 17/6324 
Vertrauliche Vorlage 17/202 

in Verbindung mit: 

Projekt „PeRiskoP“ (Handlungs- und Prüffallkonzept zur Früherkennung von 
und zum Umgang mit Personen mit Risikopotenzial) – Abschlussbericht 
(Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6371  

Verena Schäffer (GRÜNE) möchte wissen, wie die näher in Augenschein zu nehmen-
den Risikopersonen ausgewählt würden und ob dies durch Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamte, nicht aber durch Psychologinnen und Psychologen geschehe. Sie fragt 
nach den rechtlichen Rahmenbedingungen für den Informationsaustausch zwischen 
den Behörden; so könnten ausweislich des Berichts Patientendaten nur bei gegenwär-
tiger Gefahr für höchstpersönliche Rechtsgüter weitergegeben werden, die aber bei 
den einschlägigen Fällen regelmäßig nicht vorliege, weshalb über die Ergänzung des 
Polizeigesetzes nachgedacht werden müsse. Angesichts dieser von der Landesregie-
rung geäußerten Bedenken zeigt sie sich hinsichtlich des durchgeführten Pilotprojek-
tes irritiert und wirft die Frage auf, welche Daten denn dann zwischen wem auf welcher 
Rechtsgrundlage ausgetauscht würden und welche konkreten Maßnahmen folgten. 
Sie möchte wissen, wie die familiären und privaten Informationen für die Persona-
gramme erhoben würden. 

Zwar wisse man aus terroristischen Taten der Vergangenheit häufig um die Korrelation 
zu psychischen Auffälligkeiten, dürfe aber Menschen mit psychischen Auffälligkeiten, 
die noch keine Straftaten begangen hätten, nicht stigmatisieren, die deshalb auch nicht 
alle in dieses Raster fallen dürften. Befände man sich nicht am Ende der Legislaturpe-
riode, müsste man dringend eine Anhörung zu dieser Frage durchführen. Dabei gehe 
es auch um die Möglichkeiten der Betroffenen, überhaupt davon zu erfahren, ins Blick-
feld der Sicherheitsbehörden geraten zu sein, und sich dagegen zu wehren. 

Vorsitzender Daniel Sieveke geht davon aus, der Ausschuss werde sich mit dem 
Thema in der nächsten Legislaturperiode gewiss noch intensiver beschäftigen. 
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Markus Wagner (AfD) fragt nach Erkenntnissen, ob Verhaltensweisen für die Früher-
kennung eine entscheidende Rolle spielen könnten. Aus seiner langjährigen berufli-
chen Tätigkeit kenne er das Spannungsfeld zwischen der Dokumentation psychisch 
erkrankter Bewohner und dem gläsernen Bewohner. Er möchte wissen, inwiefern die 
LDI oder andere Behörden Einwände erhöben. 

LKD Martin Wentorf (IM) betont eingangs, beim Pilotprojekt gehe es nicht darum, 
psychisch auffällige Menschen zu stigmatisieren, sondern um eine Gemengelage, auf-
grund derer die Polizei im Rahmen der Gefahrenabwehr vorgehe. Dazu zählten bei-
spielsweise Gewaltaffinität oder polizeiliche Erkenntnisse. Er unterstreicht, man spre-
che nur über die Verhinderung schwerer Gewalttaten. Das Pilotprojekt finde unter den 
bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen nach dem Polizeigesetz und den spe-
zialgesetzlichen Befugnissen der Netzwerkpartner statt, mit denen die Polizei schon 
seit der Zeit vor dem Pilotprojekt zusammenarbeite. 

Die Kriminalpolizei verfüge über Analytiker, Kräfte zur operativen Fallanalyse und zu-
nehmend Psychologen. Im Rahmen des Projekts würden beim LKA weitere Psycholo-
gen eingestellt, auf deren Expertise und deren übergreifenden wissenschaftlichen An-
satz man nicht verzichten könne, um klare Aussagen zu den Personen treffen zu kön-
nen. Die Früherkennungssystematik komme auch schon in anderen kriminalpolizeili-
chen Bereichen zur Anwendung und erfolge aufgrund der ganzheitlichen Beurteilung 
der vorliegenden Erkenntnisse, wozu auch Informationen im Internet zählten. Die im 
nichtöffentlichen Bericht genannten Personen seien schon polizeilich in Erscheinung 
getreten, sodass die vorliegenden Informationen eine Beurteilung ermöglichten. 

Die Besonderheit des Pilotprojektes liege im strukturellen Vorgehen anhand von unter 
wissenschaftlicher Beteiligung entwickelten Checklisten. Auch über Gefährderanspra-
chen gewinne die Polizei weitere Informationen, die immer weiter angereichert würden, 
um sodann eine Fallkonferenz mit den Netzwerkpartnern durchzuführen. Als Befug-
nisnorm werde das Gesundheitsdatenschutzgesetz herangezogen, weshalb eine kon-
krete Gefahr vorliegen müsse.  

Die Schwelle, um überhaupt im Rahmen der Gefahrenabwehr vorgehen zu können, 
werde aufgrund der Polizeibekanntheit der Personen in den meisten Fällen überschrit-
ten. Viele Personen im Pilotprojekt seien in Untersuchungshaft genommen oder durch 
intensive medizinische Betreuung stabilisiert worden. Der personenbezogene Ansatz 
der Polizei führe nämlich dazu, dass auch andere Stellen ihre Arbeit erledigten und 
noch einmal genau überprüfen, wie sie die Person stabilisieren und damit zur Gefah-
renabwehr beitragen könnten.  

Die Erhöhung der Sensibilität bezeichnet er als wesentlichen Punkt, denn der Polizei 
gehe es nicht nur um die Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nach dem Polizeigesetz, 
sondern um das nachhaltige Abstellen der Gefahr, dass man durch den interdiszipli-
nären Ansatz und die Fallkonferenzen fördere. Parallel dazu wolle man quartalsweise 
Konferenzen mit den Netzwerkpartnern durchführen, um das Thema strategisch vo-
ranzubringen und die Sensibilität zu erhöhen, denn in den meisten Fällen wendeten 
sich die Personen schon im Vorfeld mit auffälligen Äußerungen an eine Behörde oder 
an eine Organisation, was man zum Anlass nehmen müsse, einen Prüffall zu eröffnen. 
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Ließen sich im Ergebnis keine gefahrenabwehrrelevanten Aspekte finden, würden die 
Daten gemäß den Vorgaben zeitnah gelöscht. 

Informationen über den familiären Hintergrund erhalte man bei Gefährderansprachen. 
Gerade im wissenschaftlichen Sektor sei die Information über eine persönliche Krise 
oder illegalen Waffenbesitz besonders relevant, sofern die Prüfung eine potenzielle 
Gefahr ergebe. Bei Verhaltensweisen im Vorfeld spreche man über Leaking, dass sich 
die Personen also im Internet ausgesprochen auffällig oder bereits mit einer gewissen 
Gewaltaffinität gegenüber Behörden äußerten. Das Umfeld erkenne häufig solche Sig-
nale, auf die es zu reagieren gelte. Dabei handele es sich mit Blick auf die Struktur, 
die Qualität und die Intensität um eine völlig neue Aufgabe für die Polizei, um 
schwerste Gewaltstraftaten zu verhindern. Deshalb werde man das Projekt anhand 
des Monitorings stetig fortentwickeln müssen. 

Um immer im Rahmen der rechtlichen Zuständigkeiten zu bleiben, entwickle das LKA 
gegenwärtig Mustervereinbarungen zum Informationsaustausch zwischen den Netz-
werkpartnern. Er wiederholt, die Netzwerke bestünden bereits, denn beim Pilotprojekt 
handele es sich letztlich nur um eine Fokussierung der Gefahrenabwehr in Bezug auf 
gewalttätige psychisch auffällige Personen, die ein Risiko für andere darstellen könn-
ten.  

Auf Nachfrage von Verena Schäffer (GRÜNE) konkretisiert er, für einen Prüffall könn-
ten zum Beispiel Hinweise der Polizei selbst oder des Jugendamtes zugrunde gelegt 
werden. Zu vielen Personen verfüge die Polizei bereits über Informationen, weil man 
in der Regel über eine längere Entwicklungszeit spreche, sodass die Personen an ver-
schiedenen Stellen auffielen. Sie nicht zu beachten, halte er aber für sträflich und be-
zeichnet es als überraschend, was man über eine Person alles im Rahmen des recht-
lich Zulässigen wisse. Darauf müsse die Polizei reagieren. Oftmals gehe es um Ge-
fahrenverdachtssituationen, sodass die Verhältnismäßigkeit im Einzelfall abgewogen 
werden müsse. Insofern bestehe eine gewisse Ähnlichkeit zum Staatsschutz, weil 
Früherkennung nun einmal so funktioniere. 
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12 Stärkung der Polizeipräsenz vor Ort – Anspruch und Wirklichkeit (Bericht 
beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6351 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Ich will kurz die Gelegenheit nutzen, zwei oder drei ergänzende Sätze zum vorlie-
genden schriftlichen Bericht zu sagen. Es geht eigentlich schon mit dem Titel des 
Berichtswunsches der SPD-Fraktion los; dazu will ich nur festhalten: Anspruch die-
ser Landesregierung ist es, die Polizei substanziell und nachhaltig zu stärken und 
die Kriminalität wirkungsvoll zu bekämpfen, und das ist auch die Wirklichkeit. Wir 
haben heute die geringste Kriminalität seit 30 Jahren; das ist Fakt und hat mit dem 
entschiedenen Handeln zu tun. 2015 gab es im Bericht der Expertenkommission 
eine Prognose, nach der wir im Jahr 2024 ohne Gegenmaßnahmen nur noch rund 
38.000 Polizeibeamtinnen und -beamte im Dienst gehabt hätten.  

Zur Wahrheit gehört: Die alte Landesregierung hat schon angefangen gegenzusteu-
ern. Wahr ist aber auch: Nach der alten Prognose sind mal eben mehr als 2.200 
weniger Polizeibeamte als heute – dank Rekordeinstellungszahlen und trotz Alters-
abgängen – tatsächlich unterwegs, nicht zu sprechen von den gut 9.700 Regie-
rungsbeschäftigen, die heute in der Polizei ihre Arbeit machen; das sind rund 4.200 
mehr im Vergleich zum Jahr 2015. Das haben wir geschafft, weil konsequent ein-
gestellt und mühsam ausgebildet wurde.  

Jetzt zum Wach- und Wechseldienst, Ihrer eigentlichen Frage. Es ist doch klar, dass 
sich dieses ganze Personalplus auch positiv auf die Arbeit auswirkt. Das hat damit 
zu tun, dass es unterm Strich auch hier heute landesweit fast 200 Stellen mehr gibt 
als 2015 und dass zusätzlich allein 200 Stellen für die sogenannten mobilen Ein-
satzkommandos und Hundertschaftszüge auf die Straße gebracht wurden.  

Es hat vor allem aber auch damit zu tun, dass die gesamte Ermittlungsarbeit – also 
gerade bei Kriminalpolizei oder Verkehr – von der Unterstützung durch mehr Poli-
zeibeamte und auch Spezialisten profitiert. Eine Anzeige muss ja nicht nur aufge-
nommen werden, was der Wach- und Wechseldienst oft macht; die Täter müssen 
auch gefunden werden, was die Aufgabe ganz anderer Bereiche der Polizei ist.  

Auch die Digitalisierungsoffensive bei der Polizei mit über 32.000 ausgelieferten 
Smartphones sorgt für mehr Polizeipower. Noch vor fünf Jahren mussten Polizisten 
für jede Auskunft über eine Person, über ein Kennzeichen oder Ähnliches die Zent-
rale anfunken und nachfragen. Heute machen die Beamtinnen und Beamten das 
alles selbst von unterwegs: über das Smartphone, und zwar täglich 30.000-mal. Sie 
sehen also: Eine Maßnahme greift in die andere; das ist ein großes Räderwerk. Nur 
auf die Stellen im Wach- und Wechseldienst zu gucken, greift also viel zu kurz.  
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Sven Wolf (SPD) erinnert an das Wahlprogramm der SPD aus dem Jahr 2017, jährlich 
2.500 Polizistinnen und Polizisten einzustellen. Alle Fraktionen hätten die Polizei im 
Blick und achteten genau darauf, ob die Einstellungen ausreichten oder nachgesteuert 
werden müsse. Er regt an, die Fahrzeuge mit Tablets auszustatten, um manches 
schon während der Fahrt erledigen zu können, was auf Smartphones mühsam sei. 
Beim Wach- und Wechseldienst handele es sich um eine auch körperlich sehr anstren-
gende Arbeit. Seine Fraktion diskutiere gegenwärtig darüber, den Respekt nicht nur 
über wohlfeile Worte zum Ausdruck zu bringen. 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet von einem großen Kongress zum Wach- und 
Wechseldienst im März, um die Menschen wertzuschätzen und ihre Probleme zu er-
fahren, denn kleine Sachen seien häufig viel wichtiger als die großen. Die Polizei wün-
sche sich gar keine Tablets, sondern bevorzuge die kleineren Smartphones, die zu-
dem mehr Möglichkeiten böten. Zudem schrieben insbesondere die jüngeren Kollegen 
auf dem Smartphone wie auf dem Tablet, was den älteren mehr Probleme bereite. Die 
Zukunft liege also eindeutig bei den Smartphones, zumal die Dienstwagen schon jetzt 
sehr vollgepackt seien. 

Gerade die jungen Polizisten bevorzugten den Wach- und Wechseldienst, anstatt bei-
spielsweise zur Kriminalpolizei zu gehen, was ihn sehr besorge. Auf seine Nachfrage 
hin erhalte er nicht nur fachspezifische, sondern auch persönliche Argumente, weil der 
Wach- und Wechseldienst zwar unangenehme, aber zuverlässige Arbeitszeiten biete, 
was für die Kriminalpolizei nicht gelte.  
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13 Maßnahmen gegen Rechtsextremismus (Bericht beantragt von der SPD-Frak-
tion [s. Anlage 5]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6345  

Verena Schäffer (GRÜNE) fragt nach dem Zeitplan der Dunkelfeldstudie, der bis Ende 
letzten Jahres habe erstellt werden sollen, ob Frauenfeindlichkeit als Motivation rechts-
extremer Straftaten in das Früherkennungssystem Rechtsextremismus einfließe und 
vermisst die Beschäftigung mit Verschwörungsmythen, für die es ein Gesamtkonzept 
der Landesregierung zu Intervention, Prävention und Aufklärung brauche. 

Markus Wagner (AfD) wirft die Frage auf, ob Widerstand gegen Feminismus, den 
Genderwahn usw. schon zum Rechtsextremismusverdacht führe. 

KOR Markus Gemünd (IM) führt aus, die Experten gingen von Ergebnissen aufgrund 
der Dunkelfeldstudien nach anderthalb bis zwei Jahren aus. Hinzu kämen noch das 
haushaltsrechtliche Vergabeverfahren und die notwendigen Vorbereitungen, weshalb 
die Landesregierung eine Metastudie im LKA beauftragt habe, die am Ende des ersten 
Quartals beginne und noch in diesem Jahr Ergebnisse liefere. Dabei werte man die 
vielfältigen bereits verfügbaren Studien aus, um möglichst schnell mit Maßnahmen be-
ginnen zu können, anstatt jahrelang auf den Abschluss einer Dunkelfeldstudie warten 
zu müssen, über die die Landesregierung im Nachgang zur Metastudie befinden 
werde. 

Für den Rechtsextremismusverdacht müsse zur Frauenfeindlichkeit Weiteres hinzu 
kommen, die aber insbesondere beim Rechtsextremismus eine Rolle spiele. RADAR-
rechts werde vom BKA geprüft, entwickelt und nach bisherigem Sachstand in diesem 
Jahr beginnen. Frauenfeindlichkeit werde sicherlich als ein Aspekt in der Gesamtbe-
wertung berücksichtigt; inwiefern sie dann als Aspekt im Einzelfall eine Rolle spiele, 
könne er heute noch nicht sagen. 
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14 Stand der Entwicklung einer Verlaufsstatistik (Bericht beantragt von der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6384 

– keine Wortbeiträge 
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15 „Teilhabe, Prävention und Deradikalisierung“ – Aktueller Stand zu den 
Maßnahmen des ganzheitlichen Handlungskonzepts zur Bekämpfung des 
gewaltbereiten verfassungsfeindlichen Salafismus (Bericht beantragt von 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6388  

Minister Herbert Reul (IM) moniert, die Berichtsanfrage beinhalte eine überraschend 
hohe Anzahl an Fragen, für deren Beantwortung sein Haus vier Ministerien habe be-
teiligen müssen, was in der kurzen Antwortfrist nicht gelinge. Dies führe zu verspäteten 
Berichten oder aber zu sehr oberflächlichen Antworten. 

Vorsitzender Daniel Sieveke betont, er weise häufig auf die zu hohe Fragenanzahl 
hin. Die Beschränkung der Anzahl der Fragen gehe auf eine freiwillige Absprache der 
Obleute zurück, die die Geschäftsordnung nicht verlange. Die antragstellenden Frak-
tionen zeigten gewiss Verständnis für den Hinweis, dass die Landesregierung für die 
Beantwortung mehr Zeit benötige, sodass ein Bericht auch in einer späteren Aus-
schusssitzung abgegeben werden könnte. 

Verena Schäffer (GRÜNE) unterstreicht die Ausführungen des Vorsitzenden. 
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16 Gefährdungslage durch das Spektrum der Gegner*innen der Corona-Schutz-
maßnahmen (Bericht beantragt von der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 
[s. Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6376  

Verena Schäffer (GRÜNE) bezeichnet die Zahlen insbesondere zu den Straftaten ge-
gen Einzelpersonen als erschreckend; bedeuteten 794 Straftaten in den Jahren 2020 
und 2021 doch beinahe eine Straftat pro Tag. Sie bittet darum, die Zahlen nach Op-
fergruppen aufzuschlüsseln. Beim Phänomenbereich der verfassungsschutzrelevan-
ten Delegitimierung des Staates handele es sich um eine Kategorie der Verfassungs-
schutzämter, die sich nicht in der PMK abbilde, weshalb sie wissen wolle, ob über ihre 
bundesweite Anpassung oder hilfsweise über eine Anpassung nur für Nordrhein-West-
falen nachgedacht werde. 

Selbstverständlich könne die Polizei nicht alle Gewaltaufrufe in Social Media erfassen; 
gleichwohl interessiere sie, ob die Polizei im Zusammenhang mit der Bedrohung des 
Bürgermeisters von Bad Oeynhausen weitere Gewaltaufrufe gefunden habe. Sie fragt, 
ob die Demonstrationen der Coronaleugner zu einer Reaktivierung der Identitären Be-
wegung geführt hätten. 

Markus Wagner (AfD) stellt fest, im Zeitraum vom 11. Dezember 2021 bis zum 24. Ja-
nuar 2022 hätten 1.492 Coronaversammlungen mit insgesamt 265.071 Teilnehmern 
stattgefunden, bei den es zu 149 Straftaten gekommen sei, davon sechs Körperverlet-
zungsdelikte. Bei den Demonstrationen gegen das nordrhein-westfälische Versamm-
lungsgesetz mit maximal 3.000 Teilnehmern hätten 39 Straftaten, davon neun Körper-
verletzungsdelikte, stattgefunden.  

Ausweislich des Berichts würden die Inhalte in den Telegramgruppen durch Akteure 
alternativer Medien geprägt. Dabei setze die Landesregierung Attila Hildmann, Boris 
Reitschuster und die QAnon-Kanäle gleich, was er nicht nachvollziehen könne. Der 
Phänomenbereich der verfassungsschutzrelevanten Delegitimierung des Staates 
gelte nur für den nachrichtendienstlichen Bereich, über den er um Aufklärung insbe-
sondere darüber bittet, wie er definiert werde, ob es dabei unter anderem auch um 
Beobachtungsobjekte gehe, ob der Verfassungsschutzbericht um ein entsprechendes 
Kapitel erweitert werde und nach welchen Kriterien der nordrhein-westfälische Verfas-
sungsschutz entsprechende Informationen an den Bund liefere. Ihn interessiere die 
Abgrenzung von legitimer Regierungskritik zur Delegitimierung des Staates. 

Auf Versammlungen seien Mitglieder von Der III. Weg und Die Rechte beobachtet wor-
den. Bei der Kundgebung zum 1. Mai im letzten Jahr in der Kölner Innenstadt habe die 
Polizei elf Versammlungsteilnehmer nach Angriffen auf sie festgenommen. Auf seine 
Nachfragen erhalte er regelmäßig die Antwort, dass diese Versammlungen nicht beo-
bachtet würden, weil es sich um keinen Beobachtungsgegenstand des Verfassungs-
schutzes handele. Wenn aber bei einem Spaziergang von 1.000 Leuten drei Personen 
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von Der III. Weg mitliefen, erfolge offenbar eine Beobachtung, was er für asymmetrisch 
halte. 

Marc Lürbke (FDP) gibt zu bedenken, man spreche von bis zu 10 % Rechten, die sich 
unter die Versammlungen mischten. Nahezu die gesamte rechtsextremistische Szene 
mobilisiere für Protestversammlungen gegen die Coronaschutzmaßnahmen, was ihn 
besorge. Nach seiner Wahrnehmung verharmlose Markus Wagner die Teilnahme von 
Mitgliedern von Der III. Weg oder Die Rechte. Tatsächlich sehe man viele alte Be-
kannte, aber auch viele unter neuen Deckmänteln wie etwa mit Blick auf die Identitäre 
Bewegung; liefen Menschen doch jetzt mit gelben Flaggen bloß ohne das Logo der 
Identitären Bewegung mit. Die im Bericht aufgeführte Neue Stärke Westfalen habe er 
bislang noch nicht im Blick gehabt, die offensichtlich eine direkte Verbindung zu Der 
III. Weg aufweise, weshalb ihn ihr Bedrohungspotenzial interessiere. 

Markus Wagner (AfD) stellt klar, er wolle keinesfalls verharmlosen; es könne aber 
nicht angehen, dass Extremisten den Protest auf der Straße durch ihre Anwesenheit 
delegitimierten. 

Sven Wolf (SPD) widerspricht, es mache einen Unterschied, wenn 10 % an einer De-
monstration teilnehmende Rechtsextremisten versuchten, ihr einen Stempel aufzudrü-
cken, und die anderen, die ihre ernsthafte Sorge artikulieren wollten, dazu schwiegen. 
So werde etwa gefordert, die Demokratie und den Rechtsstaat abzuschaffen, es werde 
von einer Coronadiktatur gesprochen oder der Judenstern der NS-Zeit mit der Auf-
schrift „Ungeimpfter“ verwendet, was er für unerträglich halte. Dagegen müssten sich 
die anderen 90 % wehren, was sie aber nicht täten und man ihnen deshalb vorwerfen 
müsse. 

Markus Wagner (AfD) wiederholt, auf den 1.492 Versammlungen mit 265.071 Teil-
nehmern spreche der Bericht von bis zu 10 % Rechtsextremisten, die die Versamm-
lungsteilnehmer aber größtenteils überhaupt nicht erkennen könnten. Es gehe nicht 
an, unschuldige Bürger, die von ihrem Demonstrationsrecht und Versammlungsrecht 
Gebrauch machten, um gegen Coronamaßnahmen zu demonstrieren, die sie für un-
sinnig hielten, in Mithaftung dafür zu nehmen, dass ein paar unerkannte Rechtsextre-
misten mitliefen. Er bezeichnet die Anlehnung an den Nationalsozialismus und gelbe 
Armbinden als völlig unsinnig, wofür man sensibilisieren und wogegen man vorgehen 
müsse. Gleichwohl dürfe man das Demonstrationsrecht der Menschen mit einem legi-
timen Ansinnen nicht ausbremsen, indem ein paar weitgehend unerkannte Rechtsext-
remisten an den Spaziergängen teilnähmen. So würde er selbst beispielsweise den 
Landesvorsitzenden der NPD sicher nicht erkennen, den er nämlich gar nicht kenne. 

Daniel Sieveke (CDU) betont, es gehe auch nicht um die Delegitimierung der De-
monstrationen, aber in Paderborn etwa seien die mitlaufenden Rechtsextremisten sehr 
wohl bekannt; teilweise werde vorab in der Presse mitgeteilt, welche mitmarschierten, 
die mitunter sogar Interviews gäben. Verließen sie die Demonstration, nehme die 
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Teilnehmerzahl deutlich ab. Die Polizei gehe sehr deeskalierend vor, um die Demonst-
ration zu schützen. 

LMR Jürgen Kayser (IM) führt aus, die Rechtsextremisten verfolgten für ihre An-
schlussfähigkeit an die bürgerliche Mitte vornehmlich das Ziel einer Entgrenzung, das 
sie mit unterschiedlichen Aktionsformen erreichen wollten. So sei etwa die Identitäre 
Bewegung auf neue Aktionsformen umgeschwenkt, was der Verfassungsschutz als 
Strategie des Mimikrys bezeichne: Die Anpassung erfolge über Themen, denen sich 
die bürgerliche Mitte anschließen könne, sowie über neue Symbole und Logos; es 
handele sich aber nach wie vor um dieselben Akteure. So weise die Revolte Rheinland 
etwa ganz klare Personenverbindungen zur Identitären Bewegung auf, wenn ihre For-
derungen auch nicht auf den ersten Blick als solche der Identitären Bewegung zu er-
kennen seien. 

Unter die Delegitimierung des Rechtsstaats fasse der Verfassungsschutz selbstver-
ständlich nicht den bloßen demokratischen bürgerlichen Protest auf der Straße etwa 
gegen Coronaschutzmaßnahmen. Vielmehr müssten demokratische Vertreter ver-
ächtlich gemacht oder möglicherweise sogar bedroht und der Umsturz des Systems 
gefordert werden, was Grenzen überschreite. Diesem Phänomenbereich, der im ge-
samten Verfassungsschutzverbund einheitlich definiert werde, rechne man in Nord-
rhein-Westfalen gegenwärtig etwa 20 Personen zu, was belege, dass von den vielen 
Tausend Menschen auf der Straße tatsächlich nur ein sehr kleiner Teil in den engeren 
Beobachtungsbereich falle; er werde gewiss im nächsten Verfassungsschutzbericht 
erwähnt. Erkenntnisse liefere Nordrhein-Westfalen dem Verbund zu und tausche sich 
aus. 

Der III. Weg rechne der Verfassungsschutz dem Phänomenbereich gar nicht zu, son-
dern beobachte ihn, weil er unter den Phänomenbereich Rechtsextremismus falle. In-
sofern beobachte man seine Aktivitäten auch im Zusammenhang mit dem Protestge-
schehen, nicht aber aufgrund des Protestgeschehens an sich. Deshalb erfasse der 
Verfassungsschutz auch nicht die Personen, die bloß mit Rechtsextremen mitliefen. 

Die Neue Stärke Westfalen sei erst seit Mitte 2021 in Nordrhein-Westfalen aktiv und 
aus der 2018 in Berlin entstandenen Bewegung Patriotic Opposition Europe mit einem 
2019 in Nordrhein-Westfalen erstellten Ableger mit einstelliger Personenzahl hervor-
gegangen. Diese Personen ordne der Verfassungsschutz vornehmlich der rechtsext-
remistischen Mischszene zu. Zwei Führungspersonen des nordrhein-westfälischen 
Ablegers der Patriotic Opposition Europe hätten die Neue Stärke Westfalen gegründet, 
deren Namen sich an eine 2020 in Erfurt von Neonazis gegründete Gruppierung an-
lehne. Die Anhänger der Neuen Stärke Westfalen trügen zumeist Kapuzenpullover, 
auf deren Rückseite sich die Initialen „NS“ mit einem Symbol wie einem Schwert oder 
Ähnlichem dazwischen fänden. Wegen ihrer starken Anlehnung an den Nationalsozi-
alismus beobachte sie der Verfassungsschutz. Eine Führungsperson sei auch auf 
YouTube sowie auf verschiedenen Versammlungen wie etwa in Viersen oder Brüssel 
aktiv gewesen. 

Zur Frage von Markus Wagner nach Attila Hildmann, Boris Reitschuster und QAnon 
erläutert er, die Landesregierung wolle mit dem Bericht deutlich machen, dass es die 
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Strömungen im Netz etwa durch die Influencer und weitere alternative Medien enorm 
schwierig machten, den Einfluss von rechtsextremistischen Akteuren zu verdeutlichen. 
Es gehe aber nicht darum, die Genannten automatisch der rechtsextremistischen 
Szene zuzuordnen. 

LKD Martin Wentorf (IM) antwortet auf die Frage von Verena Schäffer zu den Opfer-
gruppen der 794 Straftaten, man könne im KPMD nur nach Amts- und Mandatsträgern 
oder Angehörigen der Medien recherchieren. Die Polizei setze erhebliche Ressourcen 
ein, um ein sehr präzises Lagebild zu erstellen; die von Verena Schäffer erbetenen 
Auskünfte könnten aber nur per Hand erfolgen, was einen enormen Aufwand bedeu-
tete. 

KOR Markus Gemünd (IM) setzt fort, der KPMD richte sich bislang noch an den be-
kannten Phänomenbereichen aus und erfasse verschiedene Themenfelder inklusive 
Ober- und Unterbegriffe, enthalte aber nicht die vom Verfassungsschutz definierte De-
legitimierung des Staates. Der Arbeitsgruppe Qualitätssicherung auf Bundesebene sei 
deshalb der Auftrag erteilt worden, den KPMD zu überprüfen und bis Ende des Jahres 
alternative Modelle für neue Erhebungsmethoden zu entwickeln; um eine Vergleich-
barkeit der Fallzahlen zu gewährleisten, könne man den KPMD immer nur zum 1. Ja-
nuar eines Jahres anpassen. 

Die sozialen Medien würden sehr umfangreich durch den Verfassungsschutz, durch 
das LKA und die Staatsschutzdienststellen ausgewertet. Es gebe eine Vielzahl von 
Gewaltaufrufen über verschiedene Kanäle, die die Polizei aus unterschiedlichen Grün-
den aber nicht beziffern könne, wozu auch ihre schiere Zahl gehöre. Neben politischen 
Mandatsträgern würden auch viele andere Personen betroffen. 

Markus Wagner (AfD) betont, ihm gehe es überhaupt nicht um die Beobachtung von 
Der III. Weg; wohl aber würden bei Demonstrationen aus dem linken demokratischen 
Spektrum Personen aus dem linksextremistischen Spektrum nicht erfasst, weil der 
Verfassungsschutz sie gar nicht beobachte. Eben darin erkenne er eine Asymmetrie. 
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17 Ablehnung des Versammlungsleiters einer Demonstration in Wuppertal 
(Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6369 
Vertrauliche Vorlage 17/205  

Sven Wolf (SPD) erläutert, er teile nicht die Auffassung der Landesregierung, dass 
§ 15 des Versammlungsgesetzes des Bundes und § 12 des nordrhein-westfälischen 
Versammlungsgesetzes denselben Tatbestand umfassten und die gleichen Anhalts-
punkte für die Ablehnung der Versammlungsleitung aufgrund ihrer Geeignetheit pos-
tulierten. Nach der Rechtsprechung handele es sich bei § 15 des Versammlungsge-
setzes des Bundes um einen Auffangtatbestand, wohingegen § 12 des nordrhein-
westfälischen Versammlungsgesetzes deutlich spezieller regele. 

Er bittet um Mitteilung der Reaktion des Polizeipräsidiums Wuppertal auf die Entschei-
dung des Verwaltungsgerichts Düsseldorf und wie der Fall nun ausgegangen sei. Er 
könne nachvollziehen, dass die Polizei in einem solchen Fall schnell reagieren müsse, 
was aber sorgfältig zu erfolgen habe. Das Verwaltungsgericht zeige sich von der Prog-
nose des Polizeipräsidiums aber nicht überzeugt. Darüber hinaus gehe es auch um 
die Kommunikation von Behördenentscheidungen, um sie zu erläutern und für die Öf-
fentlichkeit nachvollziehbar zu machen. Im vorliegenden Fall sei die Aufmerksamkeit 
aber erst durch die dpa-Meldung entstanden. 

LMR Prof. Dr. Klaus Schönenbroicher (IM) hält die Ausführungen des Verwaltungs-
gerichts für überzeugend, wonach die Vorschrift des nordrhein-westfälischen Ver-
sammlungsgesetzes materiellrechtlich mit § 15 Abs. 1 des Versammlungsgesetzes 
des Bundes übereinstimme. Die vom Land unverändert übernommene Konzeption des 
Musterentwurfs sehe ähnlich dem Polizeigesetz vor, dass bestimmte Standardmaß-
nahmen spezieller ausgedrückt werden sollten, was einen rechtsstaatlichen Gewinn 
bedeute, ohne die materiellen Voraussetzungen zu verändern. 

Die weitere aufgeworfene Frage könne er nur im nichtöffentlichen Teil beantworten, 
insbesondere weil es um eine konkrete Person gehe; die Versammlung habe jeden-
falls stattgefunden. Bei der Kommunikation könne man dem Polizeipräsidium Wupper-
tal keinen Vorwurf machen; das Innenministerium halte die Begründung für vertretbar. 
Das Verwaltungsgericht habe dargelegt, Gesichtspunkte hätten noch weiter vertieft 
werden können, wozu er im nichtöffentlichen Teil ebenfalls weiter ausführen könnte. 
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18 Nutzung von Kontaktnachverfolgungsdaten zum Zwecke der Strafverfol-
gung (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 6]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 17/6370  

Markus Wagner (AfD) gibt zu bedenken, die Politik habe der Bevölkerung suggeriert, 
die Daten würden ausschließlich der Kontaktnachverfolgung bei Coronainfektionen 
dienen. Insofern brauche es die klare Aussage, ob die Daten zukünftig bei schweren 
Straftaten von Polizei und Justiz genutzt werden könnten, was Minister Herbert Reul 
(IM) für die Polizei, die in seiner Zuständigkeit liege, verneint. 
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19 Amokalarm an Gesamtschule in Bad Godesberg (Bericht beantragt von der 
AfD-Fraktion [s. Anlage 7]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Zum laufenden Ermittlungsverfahren kann ich natürlich keine Auskunft geben; da 
hat die Staatsanwaltschaft Bonn das Sagen. Für den Polizeiteil kann ich aber Fol-
gendes berichten: Der Notruf der Mutter des Jungen ging am Donnerstag, den 
20. Januar, um 12:41 Uhr bei der Leitstelle des Polizeipräsidiums Bonn ein. Die bei-
den – also Mutter und Sohn – hätten sich gestritten, und der Sohn wäre dann mit 
einem Messer bewaffnet aus der Wohnung gelaufen. Ihre Befürchtung war: Der will 
zurück zu seiner Schule; das ist die Gesamtschule in Bad Godesberg. Es bestand 
also Amokalarm.  

Die Leitstelle hat daraufhin sofort Beamte zur Gesamtschule und auch zur Wohnung 
der Familie geschickt. Die kamen um 12:44 Uhr bzw. 12:46 Uhr da an, also nur drei 
bzw. fünf Minuten nach dem Notruf. Das ist eine superschnelle Reaktion, was nur 
ging, weil die Mutter vorbildlich und sofort die Polizei informiert hat und auch in der 
Leitstelle alle unmittelbar geschaltet haben. Es wurden dann noch weitere Einheiten 
angefordert, auch Spezialeinheiten. An der Schule wurde sofort das komplette Ge-
lände abgeriegelt, alles durchsucht und natürlich parallel mit dem Schulleiter ge-
sprochen. Auch die Wohnung und das Umfeld wurden durchsucht. Da wurde der 
Jugendliche auch kurze Zeit später gefunden und konnte ohne Widerstand festge-
nommen werden; das war um 14:09 Uhr, also keine 90 Minuten nach dem Notruf. 

Die zwischenzeitlich vom PP Köln eingerichtete BAO konnte deshalb schon um 
15:03 Uhr eingestellt werden. Zum Glück hat sich also die ganze Situation als viel 
weniger dramatisch dargestellt, als das zuerst zu befürchten war. Die Ermittlungen 
und vor allem die Betreuungsmaßnahmen gingen aber natürlich noch weiter. Da 
kommen schwer bewaffnete Spezialeinsatzkräfte um die Ecke, was auf Kinder und 
Jugendliche einschüchternd wirken kann. Auch Eltern machen sich dann erst ein-
mal Sorgen. Deswegen hat die Polizei Bonn schon während des Einsatzes in der 
Nähe der Schule Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer sowie Eltern 
betreut.  

Der kriminalpolizeiliche Opferschutz der Polizei Bonn stand und steht immer noch 
im engen Austausch mit der Schule. Auch seitens der Kriminalpolizei Bonn wurden 
nach dem Einsatz im Gespräch mit der Schule Hintergründe erläutert; ein weiterer 
Gesprächstermin mit Vertretern der Schule für diese Woche steht auch schon. Auch 
diese Nachbereitung gehört mit zu einem solchen Polizeieinsatz, und ich bin dank-
bar, dass das direkt so professionell mitgedacht und gemacht wird. Mein Dank gilt 
allen Beamtinnen und Beamten. 

Zur schulischen Perspektive kann ich Ihnen noch eine Ergänzung des zuständigen 
Ministeriums für Schule und Bildung vorlesen – ich zitiere –: Die Schule hat auf der 
Grundlage der Information, dass ein wütender, mit einem Messer bewaffneter Schü-
ler auf dem Weg zur Schule sei, Amokalarm ausgelöst, um die Personen in der 
Schule zu schützen. Sie hat sich dabei an den Richtlinien des Notfallordners 
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„Hinsehen und Handeln“ orientiert und diese unmittelbar nach Kenntniserlangung 
umgesetzt. Dazu gehört unter anderem, dass sich die Schülerinnen und Schüler in 
den Klassenzimmern eingeschlossen haben.  

Erste Rückmeldungen aus der Schülerschaft und den Lehrkräften haben ergeben, 
dass sie sich in der Situation sicher gefühlt haben. Die Schule hat richtig, gut und 
umsichtig gehandelt. Der schulpsychologische Dienst wurde sofort für die Unterstüt-
zung der Schülerinnen und Schüler sowie der Lehrkräfte einbezogen. Es gab das 
Angebot zu Einzelgesprächen, was sowohl von der Schülerschaft als auch von den 
Lehrkräften angenommen wurde. Auch Gespräche mit den Eltern wurden gemein-
sam mit ihren Kindern geführt. Insbesondere war hier zu bedenken, dass geflüch-
tete Kinder aus Syrien Schülerinnen und Schüler der Schule sind. Beim Anblick der 
bewaffneten Polizei bestand die Gefahr eines erneuten Aufbrechens ihrer Trau-
mata. Auch hier wurde der schulpsychologische Dienst unmittelbar tätig. 

Am Morgen nach der Amokwarnung bestand in allen Klassen zunächst die Möglich-
keit für die Schülerinnen und Schüler, mit den Klassenlehrerinnen und Klassenleh-
rern ein Gespräch zu führen, um ihnen Gelegenheit zu geben, ihre Ängste, Befürch-
tungen und andere Gefühle zum Ausdruck zu bringen. Die Schulpsychologie steht 
weiterhin systembegleitend zur Verfügung. 
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20 Roboterhunde bei der Polizei (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [s. An-
lage 7]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Vor gut zwei Wochen habe ich das Innovation Lab der Polizei NRW in Duisburg 
eröffnet. Im Innovation Lab erforscht die Polizei nichts Geringeres als ihre Zukunft; 
dies ist Teil der Digitalstrategie der Polizei NRW. Dieses Labor hat das Ziel, die 
Polizei besser zu machen, damit sie wiederum die Bürger besser schützen kann. 
Gesucht werden dort Lösungen für die polizeilichen Probleme von heute, aber eben 
auch für die Herausforderungen von morgen und übermorgen. 

Dabei soll das Rad nicht neu erfunden werden. Oft wird es darum gehen, Stan-
dardtechnik einsatztauglich zu machen. Das machen wir beispielsweise auch bei 
Streifenwagen, Hubschraubern oder Schiffen: Wir passen ein Standardprodukt den 
polizeilichen Bedürfnissen an. Auch ganz neue Lösungen sollen aber zukünftig im 
Innovation Lab entwickelt werden; dazu soll es als Plattform für den Austausch mit 
Wissenschaft und Wirtschaft dienen. 

Das trägt schon erste Früchte: So haben sich ihrerseits bereits Wissenschaftler ge-
meldet, die auf dem gleichen Gebiet forschen und einen Austausch anbieten. Ich 
bin verblüfft, wie schnell das funktioniert hat. Genau dafür bietet das Innovation Lab 
in räumlicher, technischer und personeller Hinsicht beste Voraussetzungen: räum-
lich, weil wir in unmittelbarer Nähe zum Landesamt für zentrale polizeiliche Dienste 
fantastische Räume mit einer kreativen Atmosphäre geschaffen haben, technisch, 
weil wir dort modernste Geräte bereitstellen, und personell, weil das Innovation Lab 
durch eine Vielzahl kluger Leute aufgebaut wurde, die da in Zukunft auch arbeiten 
werden.  

Mit der Digitalstrategie der NRW-Polizei wollen wir digital einen Schritt voraus sein. 
Mit dem Innovation Lab kommen wir diesem Ziel einen großen Schritt näher. Im 
digitalen Bereich ist die nordrhein-westfälische Polizei schon jetzt die am besten 
aufgestellte Polizei Deutschlands, und das soll sie auch in Zukunft bleiben. Bei der 
Eröffnung des Innovation Lab habe ich einige Innovationen vorgestellt. Der Robo-
terhund hat dabei natürlich besondere Aufmerksamkeit erfahren, auch beim Abge-
ordneten Wagner. Der Roboterhund ist ein von der Firma Boston Dynamics herge-
stellter Laufroboter – dort heißt er SPOT; den kann jeder kaufen.  

Was ihn im Vergleich zu Ihrem Staubsaugerroboter besonders macht: Er ist auf 
unebenen und schwierigen Untergründen mobil, mit Kameras und Sensoren aus-
gestattet, und man kann ihn mit verschiedenen Spezialgeräten für unterschiedliche 
Einsätze ausrüsten. Ich kann Ihnen kaum eine vollständige Übersicht aller Fähig-
keiten dieses Roboters geben, weil das zum einen den Rahmen sprengen würde, 
und zum anderen hängt das eben auch von der Kreativität desjenigen ab, der diesen 
Roboter nutzt. Beispiele finden sich auf der Webseite des Herstellers Boston Dynamics.  

Was dieser Hund für die Polizei genau machen kann, wissen wir noch nicht; genau 
dieser Frage wollen wir ja im Innovation Lab nachgehen: Standardprodukte für die 
Polizei einsatzfähig zu machen. Denkbar ist vieles, und das hat man bei der 
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Beschaffung des Roboters natürlich im Blick gehabt – zum Beispiel dort, wo Poli-
zistinnen und Polizisten sich nicht aufhalten können, wo ihnen Gefahren drohen. 
Bei Unfällen mit gefährlichen Stoffen oder Bränden könnte der Roboter früh schon 
dahin gehen, wo es für Menschen noch zu gefährlich ist. So könnten bereits Be-
weise gesichert werden, oder man kann sich bereits früh einen Überblick vor Ort 
verschaffen. 

Was es sonst noch für Möglichkeiten gibt, und was es braucht, damit der Roboter 
einsatzfähig ist, soll das Innovation Lab der Polizei herausfinden. Der Roboter, so 
wie ich ihn im Innovation Lab gezeigt habe, hat etwa 60.000 Euro gekostet. Der 
zukünftige Preis hängt natürlich vom durchzuführenden Vergabeverfahren und vom 
Dollarkurs ab. Zusätzlich haben wir für den Start der Erprobung noch Lizenzen und 
Zubehör für etwa 40.000 Euro beschafft. Um zukünftig auch den Einsatz in beson-
deren Einsatzsituationen testen zu können, ist möglicherweise weitere Spezialaus-
stattung notwendig wie beispielsweise ein Roboterarm, größere Zusatzakkus und 
spezielle Kameras. Diese zusätzliche Ausstattung wird beschafft und etwa 
90.000 Euro kosten können. Sollten weitere Roboter beschafft werden, müssen die 
Lizenzen nicht noch einmal bezahlt werden, und es wäre weniger Zubehör notwendig.  

Vor der Beschaffung hat die Polizei eine intensive Markt- und Medienrecherche 
durchgeführt. Informationen zu ähnlichen bereits abgeschlossenen Pilotprojekten 
anderer Institutionen oder Behörden liegen bisher nicht vor. Sie sehen: Das ist eine 
echte Innovation, so wie es sich für ein solches Zukunftslabor gehört. Ich bin sicher, 
wir werden in den nächsten Jahren noch spannende Sachen erleben. Ich gehe da-
von aus, dass wir in ein bis zwei Jahren alle zusammen dorthin gehen. 
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21 Schüsse bei Hochzeitskorso in Dortmund (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 7]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Auch bei diesem Thema gilt, dass Auskünfte aus einem laufenden Strafverfahren 
ausschließlich der zuständigen Staatsanwaltschaft obliegen; wir wissen also mehr, 
als ich jetzt sagen kann. „Polizeiliche Ermittlungen“, wie die Fraktion der AfD in ihrer 
Frage formuliert, erfolgen unter Sachleitung der zuständigen Staatsanwaltschaft; 
Auskünfte aus laufenden Strafverfahren kann allein der Geschäftsbereich des Jus-
tizministeriums geben. Ermittlungsstände oder -ergebnisse, die über die Erkennt-
nisse im Rahmen des polizeilichen Einsatzgeschehens hinausgehen, kann ich 
Ihnen deshalb hier nicht mitteilen. 

Zur Tatzeit am Sonntag, dem 23. Januar, gegen 16:00 Uhr meldete ein Anwohner 
bei der Leitstelle in Dortmund, dass er mehrere Schüsse gehört habe. Diese seien 
aus einer Gruppe abgefeuert worden, bei der es sich um eine türkische Hochzeits-
gesellschaft handle. Bei Eintreffen der Polizei standen sechs Fahrzeuge mit Warn-
blinklicht am Fahrbahnrand im Bereich Brackeler Straße/Im Spähenfelde. Daneben 
standen etwa 50 Personen einer Hochzeitsgesellschaft.  

Ein 21-Jähriger gab zu, mit einer Gaspistole in die Luft geschossen zu haben. Die 
Gaspistole und insgesamt 24 Patronen wurden aufgefunden und sichergestellt. Die 
Pistole ist als erlaubnisfrei gekennzeichnet; das erkennt man an dem sogenannten 
PTB-Zeichen im Kreis mit einer Zulassungsnummer. Der Erwerb und der Besitz ei-
ner solchen Waffe sind nach dem Waffengesetz ab 18 Jahren erlaubnisfrei. Zum 
Führen einer solchen Waffe ist allerdings sehr wohl eine Erlaubnis erforderlich, der 
sogenannte kleine Waffenschein. Den hatte der 21-Jährige nicht; deshalb fertigte 
die Polizei eine Anzeige wegen Verstoßes gegen das Waffengesetz. Verkehrsver-
stöße wurden durch die Einsatzkräfte vor Ort nicht festgestellt. 

Zur Frage der Anzahl von Vorkommnissen im Zusammenhang mit Hochzeitskorsos 
noch Folgendes: Seit dem 10. Mai 2019 erfolgt eine Erfassung der Daten im Anfra-
gekontext über das Führungs- und Informationssystem der Polizei NRW. Im ange-
fragten Zeitraum – also vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2021 – wurden 
insgesamt 186 polizeiliche Einsätze im Zusammenhang mit Hochzeiten bekannt 
und statistisch erfasst.  
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22 Gewalt-Exzess in der Bonner Altstadt (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 
[s. Anlage 7]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Sie haben mich um einen Bericht zu einem Sachverhalt gebeten, der sich am 
22. Januar ereignet hat und bei dem ein 22-Jähriger in der Bonner Altstadt verletzt 
wurde. Es handelt sich um ein laufendes Verfahren; deshalb kann ich Ihnen keine 
detaillierten Informationen zum Stand der Ermittlungen geben, wie Sie wissen. Hier 
ist die Staatsanwaltschaft zuständig. 

Am 22. Januar kam es in der Bonner Altstadt zu einem zunächst noch verbalen 
Streit zwischen zwei Gruppen. In der Folge eskalierte die Situation, und es kam zu 
einer körperlichen Auseinandersetzung, bei welcher der 22-Jährige schwer verletzt 
wurde. In Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft Bonn wurde zur Ermittlung der 
Gesamtumstände umgehend eine Mordkommission der Polizei Bonn eingesetzt. 
Die Ermittlungen laufen unter Sachleitung der Staatsanwaltschaft Bonn, die inso-
weit auch allein auskunftsberechtigt ist. Ihre Frage nach der Zusammensetzung der 
Gruppen, die in Streit geraten sind, kann ich Ihnen somit leider nicht beantworten. 

Sie fragen weiterhin nach der Anzahl der Gewaltdelikte in der Bonner Altstadt vom 
1. Januar 2020 bis heute. Dazu habe ich die Polizeiliche Kriminalstatistik auswerten 
lassen. „Bonner Altstadt“ ist keine auswertbare Tatörtlichkeit; ich habe aber den Be-
reich des Bonner Stadtzentrums auswerten lassen. Dazu muss ich Ihnen erläutern, 
dass zum Stadtzentrum neben dem Stadtteil Altstadt auch noch die Süd- und West-
stadt gehören. Dazu wurde mir folgendes Ergebnis mitgeteilt: In diesem Bereich 
wurden vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2021 insgesamt 794 Gewaltde-
likte erfasst. Im angefragten Sachverhalt ermittelt die Polizei intensiv und akribisch. 
Wir müssen ihr hierzu die erforderliche Zeit geben. Wir dürfen den Ermittlungserfolg 
nicht gefährden; deshalb kann ich weitere Details heute nicht nennen.  
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23 Kindesmissbrauch in Wuppertal und Wetter (Bericht beantragt von der AfD-
Fraktion [s. Anlage 8]) 

in Verbindung mit: 

Ermittlungen wegen sexuellen Missbrauchs von Kindern in Wuppertal (Be-
richt beantragt von der SPD-Fraktion [s. Anlage 9]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Wir haben vorhin schon über die Erfolge der BAO Berg im Kampf gegen Kindes-
missbrauch und Missbrauchsabbildungen gesprochen; da habe ich gesagt: Der 
Kampf ist nicht vorbei, der Kampf geht noch weiter. Ihre Frage zum aktuellen Er-
mittlungsverfahren der Polizei in Wuppertal ist dafür der beste Beleg. Auch hier sind 
wir noch nicht am Ende der Ermittlungen. Die Staatsanwaltschaft hat das Sagen; 
deswegen kann ich vielleicht nicht alle Fragen beantworten. 

Das Verfahren fing an mit einem Hinweis an das LKA NRW. Es ging um einen Mann, 
der sich sexuell an Kindern vergehen soll. LKA und Wuppertaler Polizei haben da-
raufhin umfangreich ermittelt. Das ist nicht immer einfach, weil Hinweise ja häufig 
aus dem Netz kommen und die Täter immer vorsichtiger werden. Die Beamten hat-
ten aber Erfolg: Ein 22-Jähriger aus Wuppertal wurde als Tatverdächtiger identifi-
ziert, also: Wohnungsdurchsuchung, Festnahme, Haftbefehl. Das war am 12. April 
2021.  

Weitere Ermittlungen ergaben dann den Hinweis auf einen zweiten, 44-jährigen Be-
schuldigten aus Wetter. Hier stand derselbe Verdachtsmoment sexueller Miss-
brauch im Raum, also wieder: Durchsuchung, Festnahme, Haftbefehl. Der 22-Jäh-
rige wurde zwischenzeitlich in einer psychiatrischen Einrichtung untergebracht; der 
44-Jährige ist in Untersuchungshaft. Gegen beide Beschuldigte hat die Staatsan-
waltschaft Wuppertal mittlerweile Anklage erhoben.  

Durch weitere Ermittlungen ergaben sich Hinweise auf zahlreiche weitere Tatver-
dächtige, die Missbrauchsabbildungen besitzen und verbreiten sollen; das ist in sol-
chen Verfahren ja häufig so. Das ist einerseits erschreckend, weil mir immer noch 
nicht in den Kopf will, wieso es so viele Menschen gibt, die so etwas machen. An-
dererseits ist jede Spur ein Glücksfall, wenn man das auch kaum so nennen darf, 
weil sie dazu führt, dass diese Typen sich in Nordrhein-Westfalen nicht mehr sicher 
fühlen können.  

Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen und werden intensiv und akribisch 
fortgeführt. Das braucht Zeit; die sollten wir den Ermittlern geben. Sie haben aber 
in dem Zusammenhang gefragt, wie viele Verdachtsfälle auf Kinderpornografie in 
Nordrhein-Westfalen aufgrund fehlender IP-Adressen oder Portnummern nicht wei-
terverfolgt werden konnten. Ehrlich gesagt: Das kann ich nicht sagen. Das liegt ers-
tens einfach daran, dass wir bei den Hinweisen aus den USA – genauer vom Nati-
onal Center for Missing and Exploited Children NCMEC – nur informiert werden, 
wenn eine Person ermittelt werden kann. Diese Ermittlung übernimmt das BKA. 
Zum Zweiten werden zwar auch in Einzelverfahren in NRW IP-Adressen und Port-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 50 - APr 17/1720 

Innenausschuss 03.02.2022 
98. Sitzung (öffentlich)  
 
 

 

nummern abgefragt, aber dazu gibt es keine Statistik bezogen auf die Anzahl er-
folgter und erfolgloser Anfragen.  

Unter uns: Die IP-Adresse oder Portnummer ist eigentlich selten unser Problem; 
diese Daten liegen in der Regel vor. Problematisch ist, dass wir diese Daten keiner 
Person zuordnen können, weil nicht lange genug gespeichert wird. Das ist genau 
der Grund, warum wir seit langer Zeit eine Debatte um die Vorratsdatenspeicherung 
führen. Ich hoffe, dass wir ein Stück vorankommen. Ansonsten können diese Pädo-
kriminellen sich weiterhin viel zu oft in der Anonymität des Netzes verstecken. Ehr-
lich gesagt hat das dann nichts mehr mit Datenschutz zu tun. 

Ich will noch eine weitere Frage aufgreifen – Stichwort: IT-Ausstattung im Kampf 
gegen Kindesmissbrauch. Seit 2018 haben wir allein für diesen Deliktsbereich über 
32 Millionen Euro in Hard- und Software investiert: Forensik Cloud, Videokonferenz-
systeme und Spezialsoftware. Das sind alles wichtige Investitionen, um mit den im-
mer mehr gefundenen Tatverdächtigen, den immer größeren Datenmengen und 
den immer besseren Verschlüsselungen klarzukommen. Es gibt aber noch Nach-
holbedarf, um Ermittler zu entlasten. 

Was solche Ermittlungen mit den Beamtinnen und Beamten machen, dass solche 
Bilder und Videos niemanden kalt lassen, haben wir ja vorhin schon festgestellt. Wir 
haben auch schon über künstliche Intelligenz geredet; das muss ich nicht wieder-
holen.  

Zur Prävention: Am besten ist es, wenn der Missbrauch gar nicht erst passiert. Des-
wegen muss die Gesellschaft sensibilisiert werden, die frühen Warnsignale zu er-
kennen und dann auch konsequent einzuschreiten. Jeder kann Täter, jeder Opfer 
sein; das muss man sich immer vor Augen halten, auch wenn es wehtut. Was die 
Polizei da machen kann, ist toll, am Ende aber auch begrenzt.  

Der größte Beitrag ist, glaube ich, dass wir das Thema endlich in die Schlagzeilen 
gebracht haben. Der WDR hat über den Kölner Fall einem Bericht gemacht, der 
wirklich sehenswert ist und uns wirklich allen hilft. So kommt das Thema in die Köpfe 
der Leute. Dann können sich Menschen auch einmischen, wenn sie so etwas kon-
kret sehen; dann kann man möglichst frühzeitig eingreifen, was noch wichtiger ist. 

gez. Daniel Sieveke 
Vorsitzender 

9 Anlagen 
14.03.2022/14.03.2022 
11 
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